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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 27.04.2023 
Antrag der Fraktion der SPD vom 05.04.2023 
,,Überarbeitung des Zulagenwesens im öffentlichen Dienst" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Überarbeitung des Zula­

genwesens im öffentlichen Dienst." 

Mit freundlichen Grüßen 

April 2023 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 27.04.2023 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Überarbeitung des Zulagenwesens im öffentlichen Dienst" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 05.04.2023 

Die Überarbeitung des Zulagenwesens im öffentlichen Dienst ist Bestand­

teil des Zukunftsvertrags für Nordrhein-Westfalen der regierungstragen­

den Parteien und steht auf der Agenda der Landesregierung. Für dieses 

Vorhaben liegt die Federführung innerhalb der Landesregierung beim Mi­

nisterium der Finanzen. 

Das Ministerium der Finanzen plant ein dialogorientiertes Verfahren mit 

den Ressorts sowie Verbänden und Gewerkschaften, in welches recht­

zeitig eingestiegen werden wird. Im Rahmen dieses Verfahrens werden 

die Belange aller Ressorts und ihrer Beschäftigten in den Blick genom­

men werden. Somit werden auch die Belange von Feuerwehr und Polizei 

betrachtet, die zu den besonders belasteten Gruppen im öffentlichen 

Dienst zählen. 
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